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rechtlichen Verträge, die Mehrzahl der Bauverträge, Ver­
sicherungsverträge und Personenbeförderungsverträge so­
wie einige weitere Vertragsverhältnisse mit geringerer Be­
deutung sind von der Anwendung des AGB-Gesetzes aus­
geschlossen.35 Die hiervon berührten Unternehmerverbände 
haben sich damit entsprechend ihrer Interessenlage durch­
zusetzen vermocht.

Nach § 24 AGB-Gesetz gilt das Gesetz auch dann, wenn 
Allgemeine Geschäftsbedingungen gegenüber Kaufleuten 
i. S. des Handelsgesetzbuchs angewendet werden. Jedoch 
finden z. B. die Bestimmungen über die Klauselverbote 
(§§ 10 und 11) keine Anwendung. Mit der Aufnahme der 
Kaufleute als „Schutzbedürftige“ in den personalen An­
wendungsbereich des Gesetzes wurde unmittelbar dem 
Druck der CDU/CSU nachgegeben38 und der Struktur und 
den Problemen der kapitalistischen Produktions- und Ver­
triebskette Rechnung getragen. „Der mittelständische 
Kaufmann (Händler) wäre in einem Interessenkonflikt 
zwischen seinem ungehindert weiter AGB-Klauseln ver­
wendenden Lieferanten und seinen durch das AGB-Gesetz 
weitestgehend geschützten Kunden geraten; bei der über­
wiegenden Mehrzahl der praktisch werdenden Vertragsstö­
rungen hätte die Gefahr bestanden, daß allein er die volle 
Haftung und das weitreichende Kostenrisiko des Gesetzes 
tragen müßte.“37 Mit diesem Argument wurde die Diffe­
renziertheit der Verbraucher — Werktätige und Unterneh­
mer — bewußt negiert.

•

Das am 1. April 1977 in Kraft getretene AGB-Gesetz hat 
zwar die mit gewaltigem publizistischem Aufwand38 pro­
gnostizierten Ziele nicht annähernd erreicht, aber dennoch 
in der Praxis ganz wesentliche Wirkungen hervorgerufen. 
Eine dieser Wirkungen ist, daß der Konzentrationsprozeß 
zugunsten der Großunternehmen gefördert wurde. Die Tat­
sache, daß kleinere und mittlere Unternehmen selten 
eigene Rechtsabteilungen unterhalten können und über­
dies kaum die Potenz haben, ihren Lieferern oder Groß­
abnehmern Konditionen zu stellen, hat dazu geführt, daß 
diese Betriebe eindeutig gegen das AGB-Gesetz versto­
ßende Allgemeine Geschäftsbedingungen weiterverwenden 
und — wie die bescheidene Rechtsprechung zeigt — am 
ehesten von Kontrollverfahren betroffen sind.

Obwohl den Veröffentlichungen in der BRD kaum aus­
sagekräftige Daten über die Verwirklichung des AGB-Ge- 
setzes zu entnehmen sind, kann angenommen werden, daß 
sich vor allem die Großunternehmen auf die Situation ein­
gestellt haben. Dafür spricht die wachsende Zahl von sog. 
Konditionsempfehlungen39, die zu einer wesentlichen Ver­
einheitlichung geführt haben. Nicht bekannt ist, in wel­
chem Umfang die einzelnen Unternehmen den Empfehlun­
gen folgen. Die Vereinheitlichung hat zweifelsohne für die 
Werktätigen die Folge, daß für sie noch weniger Alternati­
ven bestehen, so gering bisher die Unterschiede auch ge­
wesen sein mögen und so unbedeutend diese Frage letzt­
lich in der Praxis beim Vertragsabschluß im Verhältnis zu 
Fragen des Preises auch ist. Da die bisherige Rechtspre­
chung zu Konflikten um Allgemeine Geschäftsbedingungen 
auch zeigt, daß neugefaßte Bedingungen durchaus nicht 
dem AGB-Gesetz entsprechen, daß selbst die in § 11 AGB- 
Gesetz absolut verbotenen Klauseln weiterverwendet wer­
den, ist der Behauptung, daß die Überarbeitung und An­
passung der Allgemeinen Geschäftsbedingungen an das 
AGB-Gesetz im wesentlichen vollzogen sei, skeptisch zu 
begegnen.49

Das AGB-Gesetz ist — entgegen Beteuerungen in der 
BRD-Literatur — kein Verbraucherschutzgesetz, es kann 
„noch nicht einmal als eine gesetzgeberische Maßnahme 
zum Ausgleich sozialtypischer wirtschaftlicher Machtver­
schiedenheiten von Vertragsparteien verstanden werden“.41 
Gebracht hat das AGB-Gesetz lediglich eine Scheinlösung 
— die Probleme blieben.
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